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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit hat der Fachbereich Rechtswissenschaft der 
Freien Universität Berlin im Sommersemester 1992 als Dissertation 
angenommen. Sie wurde im November 1991 abgeschlossen. Recht-
sprechung und Literatur sind bis August 1992 beliicksichtigt, aller-
dings konnten die Abfallwirtschaftsgesetze Sachsens, Thüringens und 
Sachsen-Anhalts sowie das neue Landesabfallwirtschaftsgesetz Schles-
wig-Holsteins vom 6.12.1991 nicht mehr eingearbeitet werden. 

Herrn Professor Dr. Philip Kunig danke ich sehr herzlich für die enga-
gierte Begleitung dieser Arbeit und für die vielfältigen Anregungen, 
die ich als Mitarbeiter an seinem Lehrstuhl erhalten durfte. Auch 
möchte ich Herrn Professor Dr. Christoph Müller für die Mühe des 
Zweitgutachtens, vor allem aber für die fachliche Diskussion danken. 
Schließlich gilt mein Dank Herrn Professor Dr. Michael Kloepfer für 
die Aufnahme dieser Arbeit in die Reihe "Schriften zum Umwelt-
recht". 

Berlin, im September 1992 Bernhard Haaß 
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Einleitung 

In der abfallpolitischen Realität fallen Handlungsdruck und Handlungs-
möglichkeiten erheblich auseinander: Das deutsche Abfallrecht macht die 
Kommunen entsorgungspflichtig, es entzieht ihnen aber zugleich weitgehend 
Handlungsmöglichkeiten, der Abfallflut vorbeugend, d.h. bei der Entstehung 
zu begegnen. Hier wären effektive Vermeidungs- und Verwertungsregelungen 
nötig, die jedoch durch die Verordnungsermächtigung in § 14 AbfG im we-
sentlichen in der Hand der Bundesregierung liegen. Die bisherigen Bemühun-
gen, die Ermächtigung auch materiell zu nutzen, waren - aus umweltpoli-
tischer Sicht - nicht eben erfolgreich: Zwar ist in den alten Bundesländern 
das Gesamtabfallaufkommen zwischen 1980 und 1987 von 265 Mio. auf 243 
Mio. t leicht gesunken, dies geht jedoch primär auf das Konto geringeren 
Bauschutts und Bodenaushubs1• Siedlungsabfälle2 und Abfälle aus der Pro-
duktion sind in diesem Zeitraum annähernd stabil auf einem drastisch höhe-
ren Mengenniveau als noch in den vorhergehenden Jahren angefallen. 

Auch die bundesrechtliche Bemühung, mit der Verpackungsverordnung3 

zumindest einen Teilbereich des Problems anzugehen, enthält mannigfaltige 
wirtschaftspolitische Konzessionen, so daß die Verordnung den Bundesrat nur 
durch die Unterstützung einzelner SPD-geführten Länder gegen umweltpoli-
tischen Widerstand aus dem Regierungslager passierte. Insbesondere der 
Aufbau einer "dualen Abfallwirtschaft", so wird bemängelt, berge die Mög-
lichkeit, daß an der Abfallmenge eher noch verdient werde4• Das abfallwirt-

1 Aktuelle Daten sind aufbereitet und kommentiert im SRU-Sondergutachten, Abfallwin-
schaft, BT-Drs. 11/8493, Tz. 542 ff (S. ISO ff). Zu den früheren Abfallmengen von Lersner, in 
W alprecht, Abfall und Abfallentsorgung, S. 11. 

2 Siedlungsabfälle sind: Hausmüll, hausmüllähnliche Abfälle vornehmlich aus gewerblichen 
Betrieben, die nach An und Menge zusammen mit dem Hausmüll entsorgt werden können, 
Sperrmüll sowie Straßenkehricht und Marktabfälle; zur Terminologie SRU-Sondergutachten, 
aaO., Tz. 138 ff (S. 52). 

3 Verordnung über die Vermeidung von Verpackungsabfällen (VerpackV) vom 12.6.1991, 
BGBI. I S. 1234. Zu den Auswirkungen auf das kommunale Satzungsrecht Klages, IUR 1992, 1 
ff. 

4 Interview Dr. Gauweiler (Bayerischer Umweltminister), in Welt am Sonntag, vom 
21.04.1991. Zur umweltpolitischen Kritik am Verordnungsentwurf s. Der Spiegel Nr. 43/1990, 
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schaftliehe Credo, Vermeidungsanreize zu setzen, wäre dann geradezu kon-
terkariert. 

Für die entsorgungspflichtigen Körperschaften ist die Situation besonders 
prekär: Die bei ihnen angelieferte Abfallmenge wächst von Jahr zu Jahr. 
Waren 1977 noch 64 Mio. t von ihnen zu entsorgen, so stieg diese Menge 
1980 auf 83 Mio. t und 1987 auf knapp 100 Mio. t, wovon etwa 88 Mio. t 
auf Deponien abgelagert und 8 Mio. t in Abfallverbrennungsanlagen entsorgt 
wurden. Bei unverändertem Abfallaufkommen sollen die westdeutschen De-
poniekapazitäten Mitte der neunziger Jahre bereits zu 50 % erschöpft sein5• 

Neue Verbrennungsanlagen haben jedoch einen beträchtlichen planungsrecht-
lichen Vorlauf, sofern sie politisch überhaupt durchsetzbar sind. 

Dieser Problemdruck, aber auch umweltpolitische Einsicht haben zu viel-
fältigen Initiativen auf kommunaler Ebene geführt. Bevorzugtes Objekt dieser 
Initiativen sind die Verpackungsabfälle, die etwa die Hälfte des Hausmülls 
ausmachen und deren Menge ohne Beeinträchtigung ihrer unbestreitbaren 
Funktionen durchaus reduziert werden kann6• Wie breit das Spektrum der 
Handlungsmöglichkeiten ist, zeigt etwa die Stadt Augsburg mit der Einrich-
tung eines kostenlosen Geschirrverleihdienstes für private und kommerzielle 
Festveranstalter. Über öffentliche Leistungserstellung hinaus ging beispiels-
weise die Nürnberger Abfallsatzung (1989), die der Gemeinde ordnungsrecht-
liche Handhabe geben wollte, gegen Plastiktüten und Einwegverpackungen 
auf dem Verbots- und Gebotswege (inklusive Sanktionsbewehrung) vorzu-
gehen, die aber an der Kommunalaufsicht scheiterte7• 

Steuerungstheoretisch und umweltpolitisch besonders interessant sind ge-
meindliche Bemühungen, durch die Ausgestaltung der Kommunalabgaben 
finanzielle Vermeidungsanreize zu setzen. So plant die Stadt Kassel eine 
kommunale Steuer auf Einweggeschirr und -behälter, die von den Betreibern 
von Imbißständen, Fast-Foot-Restaurants und Hotels erbracht werden soll. 8 

Anlaß zu verwaltungsgerichtlichen Auseinandersetzungen gaben bereits ge-

vom 22.10.1990, S. 163 f. 
5 So der Parlamentarische Staatssekretär im BMU Grüner, Umwelt 1990, 275. 
6 Jährlich werden über 11 Mio. t Verpackungsmaterialien mit einem Produktionswert von 

über 30 Mrd. DM verwendet. Zu Vermeidungs- und Substitutionspotentialen SRU-Sondergut-
achten Abfallwinschaft, BT -Drs. 11/8493, Tz.. 838 ff (S. 244 ff). 

7 Bericht in Der Spiegel Nr. 45, vom 6.11.1989, S. 114 ff; Süddeutsche Zeitung vom 4.1. 
1990, S. 24. Einen Erfahrungsbericht gibt Schimmack, IUR 1992, 12 ff. 

8 Tagesspiegel vom 31.8.1991, S. 28. 
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meindliche (Getränke-) Verpackungsteuern. Ausgelöst durch eine Studie des 
Heidelberger Umwelt- und Prognose-Instituts9 hatten mehrere Gemeinden 
entsprechende Satzungen beschlossen, durch die bestimmte Einwegverpak-
kungen mit einer gemeindlichen Steuer zwischen -,30 und -,70 DM belastet 
wurden10• Keine dieser Satzungen erhielt die erforderliche kommunalauf-
sichtsrechtliche Genehmigung, und zwar mit der Begründung, die Besteue-
rungsauswirkung sei nicht auf das Gemeindegebiet begrenzt. Der Versuch der 
Stadt Detmold, die Genehmigung verwaltungsgerichtlich zu erzwingen, ist 
vor dem Verwaltungsgericht Minden gescheitert11 und eine Berufung nun-
mehr anhängig. 

1. Die Gemeinden als potentielle Träger innovativer Umweltpolitik 

Die Bedeutung dieser gemeindlichen Versuche, eine eigenständige kom-
munale Umweltpolitik durch Erlaß von Verpackungsabgaben zu verwirkli-
chen, liegt in der politischen Umsetzung von wissenschaftlich längst Erkann-
tem und politisch-programmatisch längst Postuliertem. Die betreffenden Ge-
meinden beabsichtigen, vermittels monetärer Instrumente das umweltrelevante 
Verhalten von Marktteilnehmern zu steuern. Der Zwang zu einzelwirtschaftli-
cher Kosteninternalisierung wird in der volkswirtschaftlichen Diskussion1 

sowohl generell als auch insbesondere umweltökonomisch als ein dem Kon-
zept der freien Marktwirtschaft am ehesten konformes staatliches Steuerungs-
instrument bevorzugt, da es Anreize zu dynamischen Anpassungsleistungen 
der Adressaten auslöst. Monetäre Steuerung regt Umweltschutzmaßnahmen 
an, die Uber statische Grenzwerte und damit Uber das durch Auflageninstru-
mente Erreichbare hinausgehen. 

9 UPI-Bericht 9, Ökosteuern als marktwirtschaftliches Instrument im Umweltschutz, April 
1988. Dazu (Institutsrnitarbeiter) Teufel, ZRP 1988, 373. 

10 U.a. in Hannover, Wilhelrnshaven, Braunschweig, Detrnold; s. etwa Frankfurter RWtd-
schau vorn 3.10.1989; Der Spiegel Nr. 45, vorn 6.11.1989, S. 114 ff; Die TageszeitWlg vorn 
14.7.1990, S. 7; Die Zeit Nr. 46, vorn 9.11.1990, S. 36. Abdruck der Detrnolder Satzung in ZKF 
1990, 102 f. Zur juristischen Bewältigung eingehend Wtten S. 239 ff. 

11 Un. vom 28.11.1990 = ZKF 1991, 111; Anrn. Palrn, KStZ 1991, 81; Köck, IUR 1992, 
109. 

1 Frey, Urnweltökonomie, S. 42 ff, 111 f. GrWtdlegend zum Problern der ExtemalisierWtg 
aus umweltökonomischer Sicht vgl. die Auseinandersetzung von Kapp, Soziale Kosten der 
Marktwirtschaft, S. 28 ff mit Pigous Theorie der Sozialkosten. Einen Überblick zur Rezeption in 
der Rechtswissenschaft gibt Meßerschrnidt, Urnweltabgaben, S. 55 ff. Einzelheiten zu den Bedin-
gungen und Grenzen monetärer SteuerWtg s. unten S. 234 ff. 

2 Haaß 
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